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Politikerin Petry

Im Schützengraben
Parteien Mit ihrer Forderung, Flüchtlinge an der Grenze notfalls mit Waffen zu
vertreiben, hat die AfD ein Tabu gebrochen. Die Partei pflegt die bürgerliche Fassade,
aber es gelingt ihr nicht, sich von Rechtsextremen im eigenen Lager abzugrenzen.
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Stunde der Populisten
Umfrageergebnisse der 
Alternative für Deutschland (AfD) 
seit der Bundestagswahl 
im September 2013, 
in Prozent

Die weiteren 
Umfrageergebnisse 
vom 3. Februar:
CDU/CSU 35%
SPD 24%
Grüne 10 %
Linke 9%
FDP 5 %
Sonstige 5 %

3. Febr.

Titel

Zum Scherbengericht kam es telefo-
nisch und in aller Frühe. Der Bun-
desvorstand der Alternative für

Deutschland schaltete sich am Dienstag
um 7.30 Uhr zusammen. Der Termin war
lange geplant, aber ehe die Tagesordnung
abgearbeitet wurde, wurde mit Frauke Pe-
try abgerechnet, der Parteichefin.

„Was du zurzeit machst, ist einfach alles
scheiße“, giftete ein Vorstandsmitglied.

„Wie darf ich das denn bitte verstehen?“,
fragte Petry entgeistert.

„Was ist an dem Wort scheiße nicht zu
verstehen?“, zischte es zurück.

Eine halbe Stunde dauerte das Tribunal,
und reihum klagte jedes Vorstandsmitglied
die Bundessprecherin der AfD an, nie-
mand sprang ihr bei. Die Kollegen schimp-
fen über Petrys Alleingänge, ihr chroni-
sches Misstrauen, und besonders regten
sie sich über „diese Riesendummheit“ auf,
über das Interview, in dem Petry dem
„Mannheimer Morgen“ gesagt hatte, zur
Not müsse die Polizei künftig „auch von
der Schusswaffe Gebrauch machen“, um
Flüchtlinge an der Grenze zu stoppen. 

Worüber aber empörten sich die ande-
ren eigentlich so? 

Waren sie tatsächlich so ernsthaft verstört
wie all jene Kommentatoren von „FAZ“ bis
„taz“, die an die deutsche Geschichte erin-
nerten, an die Massenerschießungen des
Zweiten Weltkriegs, an die Mauertoten der
DDR? Waren Petrys Kollegen wirklich so
erregt wie jene Vertreter der sogenannten
etablierten Parteien, die bezweifelten, dass
die AfD, so SPD-Parteischef Sigmar Ga-
briel, „noch auf der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung der Republik steht“? 

Nein, das waren sie nicht. Die meisten
Mitglieder aus der Vorstandsrunde der
AfD monierten einen taktischen Fehler,
gleichsam das Offenlegen der richtigen Ge-
sinnung zum falschen Zeitpunkt. Denn
Frauke Petry hatte eine Erfolgsformel des
Rechtspopulismus verletzt: Ängste vor al-
lem Fremden und Neuen sind zu schüren,
so funktioniert ja das gefährliche Spiel mit
dem Volkszorn in Europa, und darum
muss allzeit geraunt und insinuiert werden,
dass das Abendland oder das deutsche We-
sen untergehe; aber allzu konkret darf’s
nicht werden, da Schüsse an der Grenze
natürlich bürgerliche Wähler abschrecken
können. Und das so wenige Wochen vor
drei Landtagswahlen. 

Wie ungeschickt. Wie fahrlässig. 
Doch nachdem die Welle der Empörung

durch die Republik gerollt war, nachdem
auch noch Petrys Vorstandskollegin Bea-
trix von Storch bekräftigt hatte, im Zweifel
müsse sogar auf Frauen und Kinder ge-
schossen werden, da zeigte sich, dass in
diesen lauten und ruppigen Zeiten auch
in Deutschland ganz neue Spielregeln zu
gelten scheinen. Die AfD, so scheint es,
profitiert sogar von Petrys Äußerungen,
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der ARD-Deutschlandtrend sieht die Par-
tei nun bei zwölf Prozent und damit als
drittstärkste Kraft der deutschen Politik.

Für Unionsfraktionschef Volker Kauder
hatten Petrys Sätze „die wahre Gesinnung
der AfD-Führung“ enthüllt – und es gibt
offenbar viele Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland, die diese Gesinnung teilen,
offen oder diskret, und die Menschen wie
Petry wählen wollen. 

Die Partei wird die Geister nicht mehr
los, die sie selbst gerufen hat. Sie will sie ja
auch nur halbherzig loswerden, nur offiziell,
nach außen. Zwar hat die AfD die eigene
Chefin zurückgepfiffen, doch viele in Vor-
stand und Partei störten sich weniger an
Petrys Botschaft als an Tonlage und Timing. 

Gut einen Monat vor den Landtagswah-
len in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz
und Sachsen-Anhalt haben Petrys Sätze die
Fassade der Partei zum Einsturz gebracht.
Noch immer träumen manche Funktionäre
von einer AfD, die den Wählern die gute
alte CDU der Kohl-Jahre zurückbringt. Das
sind bürgerliche, eher konservative, oft äl-

tere, weiße Männer, denen Angela Merkels
CDU zu wenige Prinzipien hat und zu libe-
ral ist, so unkatholisch und natürlich viel
zu Multikulti. Eine Partei rechts von der
CDU kann außerhalb Bayerns mit einer
großen Menge Heimatloser kalkulieren.

Die AfD ist aber mehr, sie ist eine ge-
fährliche Partei. Sie versammelt auch
Rechtsradikale und Scharfmacher, die zün-
deln und hetzen. Ihre Existenz wirft 70
Jahre nach Kriegsende die Frage auf, was
Deutschland aus der Diktatur gelernt und
verstanden hat: dass Hass auf Fremde in
Demokratien keinen Platz haben sollte,
dass europäische Werte und Gesetze bin-
dend sind, dass das Recht auf Asyl nicht
verhandelbar ist, dass auch auf Menschen,
die illegal die Staatsgrenze überqueren,
nicht geschossen wird. Und so scheint die
AfD langsam zu einem deutschen Front
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Flüchtlinge an der deutsch-österreichischen Grenze: „Ein Geschenk für uns“



Titel

National zu werden: fremdenfeindlich,
chauvinistisch, antieuropäisch. 

Setzen sich die Hardliner der Partei
durch, wird das die politische Landschaft
und das gesellschaftliche Klima in der Re-
publik tief greifend verändern. Bürgern, die
den Parteien der Großen Koalition wegen
ihrer Flüchtlingspolitik einen Denkzettel
verpassen wollen, stellt sich nun die Frage,
ob sie einer Partei die Stimme geben wollen,
deren Vorsitzende die Unverletzlichkeit ei-
ner Grenze notfalls über die Unverletzlich-
keit von Menschen stellen würde. 

Die Strategen der etablierten Parteien
stehen vor einem ganz anderen Problem:
Wenn sich nach der Partei Die Linke nun
auch am rechten Rand des politischen
Spektrums eine Kraft etabliert, die nicht
koalitionsfähig ist, kann im Bund wohl nur
die Große Koalition noch eine regierungs-
fähige Mehrheit zustande bringen. Welch
paradoxe Perspektive: Ausgerechnet die
Partei, die Deutschland eine politische Al-
ternative geben wollte, würde die Alter-
nativlosigkeit zum Dauerzustand machen.

Die AfD, das gehört zu einer genauen
Analyse, ist vielschichtig. Sie durchziehen
viele Strömungen, Stimmungen, und die
Partei ist jung. Nicht alles hat sich schon
gefügt, nicht jeder Satz ist offen xenophob,
manchmal sind einfach nur Anfänger am
Werk. Seit ihrer Spaltung im vergangenen
Jahr hat die Partei kein gültiges Programm,
keine Grundwerte, die Extremisten un-
missverständlich fernhalten würden. In der
AfD-Führung tummeln sich radikalchrist-
liche Ideologen und erzkonservative Mili-
tärs, brave VWL-Professoren und ent-
täuschte Mittelständler. Das ergibt eine ku-
riose Versammlung, deren Mitglieder stän-
dig der Gefahr erliegen, in einen Wettlauf
um die noch radikalere Parole zu verfallen,
so wie Petry und Storch.

Was die Bewegung eint, sind die Ableh-
nung aller konkurrierenden politischen Be-
wegungen und vor allem der Zorn auf Mer-
kels Flüchtlingspolitik, die AfD-Vize Ale-
xander Gauland schon im vergangenen
Jahr als „Geschenk“ für die Partei bezeich-
nete. Auch dieser Satz drückt nur die Sicht
des Populisten aus: Wer in einer solch hit-

zigen Stimmung Politiker ist, der muss sich
entscheiden, ob er zu einer Bedrohung für
den Rechtsstaat werden will oder ob er
auf die vielen Fragen an die Bundeskanz-
lerin eine konservative Antwort finden
kann, die mit der Menschenwürde und den
Werten des Grundgesetzes vereinbar ist.

Die Chancen, dass die Parteispitze noch
die richtige Entscheidung trifft, stehen
nicht gut. Allzu deutlich wurde in den ver-
gangenen Monaten, dass die AfD-Führung
lieber auf der Wutwelle ihrer Anhänger
surft. Mitunter entgleitet ihr dabei schon
die Kontrolle. 

So wie am Donnerstagabend der vori-
gen Woche in Mannheim. Noch denkt nie-
mand an Schießbefehle, als Frauke Petry
in der Gaststätte Schützenhaus auftritt.
Fast 400 AfD-Anhänger sind gekommen,
im Saal steht die Luft, draußen hält die
Polizei Antifa-Demonstranten in Schach.

Eine Stunde lang prangert Petry alles
an, was schieflaufe im Land, die Flücht-
lingskrise, die Bildungsmisere, die Ener-
giewende, die „Frühsexualisierung“ von
Kindern. Das Publikum lauscht, applau-
diert, lauscht. Dann, in der Fragerunde,
wird es hitzig. Ein Mannheimer will wis-
sen, wie die AfD verhindern will, dass
deutsche Kinder in der Schule „geschlagen
und erpresst werden von den Ausländern“.

Petry ist überrascht. Da müssten wohl El-
ternbeiräte ran, sagt sie, Lehrer oder Schul-
direktoren. Man solle alle Übergriffe doku-
mentieren. „Demokratie ist langsam“, sagt
sie. „Wer Behauptungen erhebt, ist in der
Nachweispflicht.“ Da brodelt es im Saal, em-
pörte Zwischenrufe sind zu hören. Der Fra-
gesteller schreit: „Wir sind ein Land im Not-
stand! Es kommen Millionen Leute, das ist
doch der Wahnsinn, was mit uns passiert.“ 

Applaus. Petry versucht einzuhaken:
„Lassen Sie mich doch …“ Vergebens. „Sie
dürfen nicht so rumschweifen und Sahne-
häubchen auf das Problem setzen!“, ruft
der Mann. „Wir wollen konkrete Ansagen!
Wie können diese Schwarzafrikaner in
 ihren Heimatländern verbleiben?“

Und langsam bringt Petry den Saal wie-
der unter Kontrolle. Sie verstehe ja den
Zorn und die Unzufriedenheit, beteuert
sie. Aber selbst die AfD könne doch die
über viele Jahre erzeugten „Probleme il-
legaler Einwanderung“ nicht „im Hand-
streich lösen“.

Das ist ein seltener ehrlicher Moment,
wenige Tage vor den Sätzen mit den
Schusswaffen. Seit Monaten suggerieren
die Rechtspopulisten ja ihrer Basis, es gebe
einfache Antworten auf die Flüchtlingskri-
se: eine Obergrenze einführen, die Lan-
desgrenzen schließen, den Schengen-
Grenzvertrag aussetzen, das Asylgrund-
recht auf Eis legen. Was sie verschweigen:
Hunderttausende Syrer und Iraker sind be-
reits im Land, die ein Recht auf Schutz ha-
ben und von denen viele in Deutschland
integriert werden müssen, selbst wenn die
Regierung die nationale Grenze komplett
schließen würde. Doch die Partei, die das
Wort „Alternative“ im Namen führt, hat
darauf keine fundierte Antwort parat. Man
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Parteivizin Storch 
„Ich wollte nur helfen“

2013 2014 2

Von
Skeptikern
zu Radikalen

Adam, Petry, Lucke
auf dem Gründungs-
parteitag in Berlin

Lucke mit Vorstand
Hans-Olaf Henkel auf
der Europawahl-Party
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25. Mai
Europawahl: Die AfD 
erreicht mit Lucke 
als Spitzenkandidat 
7,1% und zieht ins 
Parlament ein.
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August/September
In Sachsen, Brandenburg und Thürin-
gen zieht die AfD in den Landtag ein. 
Dadurch gewinnen Rechtskonservative
wie Petry und die Länderchefs Alexan-
der Gauland (Brandenburg) und Björn 
Höcke (Thüringen) an Einfluss.

22. September 
Die AfD verpasst 
mit 4,7% knapp 
den Einzug in 
den Deutschen 
Bundestag.

22./23. März
Beim Bundesparteitag in 
Erfurt wird Luckes Initiative 
zur Stärkung des Vorstands 
ausgebremst. In vielen 
Landesverbänden gibt es 
Querelen und Rücktritte.
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Februar
Die „Alternative für Deutschland“ (AfD) 
entsteht aus einer Bürgerinitiative in 
Hessen. Ihr zentrales Thema ist die 
Kritik am Euro und an den Rettungs-
paketen. Sprecher werden Bernd 
Lucke, Frauke Petry und Konrad Adam.
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kennt das schon von ihrem Gründungsthe-
ma: dem drohenden Zerfall der europäi-
schen Gemeinschaftswährung.

Schon zu Bernd Luckes Zeiten konnte
die Partei nicht erklären, wie sie die Euro-
krise besser lösen würde als Angela Mer-
kel. Mal war die Rede vom deutschen Aus-
tritt aus der Gemeinschaftswährung, mal
vom Rauswurf der Griechen, dann wieder
von einem Nordeuro der starken Staaten.
Bei AfD-Fans kam nur an: Die beenden
den Milliardenwahnsinn.

Das Schlichte wurde zum Konzept, die
Strategie funktionierte. Darum geht die
Partei auch nach Luckes Sturz auf diese
Weise vor, doch jetzt sind die Themen bri-
santer, der gesellschaftliche Frieden steht
auf dem Spiel. Brandsätze fliegen auf Asyl-
bewerberheime, Wutbürger verprügeln
Flüchtlinge und Journalisten, Pegida mar-
schiert durch Ostdeutschland, Facebook
wird zur Heimat der Hassbotschaften.

Trotzdem schürt die AfD-Spitze subtil
die Hoffnung ihrer Anhänger, man könne
einfach Schluss machen mit dem „Asyl-
chaos“, mit Deutschlands Nato-Mitglied-
schaft oder dem Rundfunkbeitrag. Ein ost-
deutscher AfD-Landeschef skandiert auf
Demonstrationen: „Wer Deutschland nicht
liebt, soll Deutschland verlassen!“ oder
„Hopp, hopp, hopp – Asylantenstopp“.
Und wie zu Eurozeiten fragen nur wenige
Wähler nach den Details.

Dass die AfD sich erst vor einem halben
Jahr gespalten hat und dass ihr Gründer
Bernd Lucke seine einstigen Mitstreiter
heute als „Schmutzfänger auf der rechten
Seite“ schmäht, ist für die Anhänger Anek-
dote oder Geschichte. Viele Wähler in
 Baden-Württemberg oder Sachsen-Anhalt
können kaum wissen, welche Namen sie
auf den AfD-Listen zu den Landtagswah-
len ankreuzen, ob sich dahinter vielleicht
bibeltreue Evangelikale verbergen, rassis-

tische Korpsstudenten oder per Haftbefehl
gesuchte säumige Schuldner.

Entscheidend ist der Wunsch, den eta -
blierten Parteien einen Denkzettel zu ver-
passen. 81 Prozent der Bundesbürger den-
ken laut ARD-Deutschlandtrend, dass die
Regierung die Flüchtlingskrise nicht im
Griff habe. Weniger als die Hälfte sind mit
der Arbeit der Kanzlerin noch zu frieden. 

Die Schwäche der Regierungsparteien
ist die wahre Stärke der AfD. Die Flücht-
lingskrise hat die Partei aufgepumpt. Doch
anstatt nach einer politischen Position im
konservativen Spektrum zu suchen, erliegt
die AfD der Versuchung, die verbreitete
Hysterisierung in der Asyldebatte täglich
aufs Neue zu befördern. Man kann das
zum Beispiel am Agieren jener beiden
AfD-Frontfrauen studieren, die mit ihrem
Gerede über Grenzschutz und Schusswaf-
fengebrauch den Sturm der vergangenen
Woche ausgelöst haben. 

Frauke Petrys Jugend verlief zwischen
den Systemen, mit einer Kindheit in der
DDR und einer Jugend im Westen. Der Va-
ter der jungen Frauke Marquardt wagte  ei-
nes Tages die Republikflucht und kehrte
von einer Reise in den Westen nicht zurück.
Erst zur Wendezeit, Petry war 14, konnte
der Rest der Familie ausreisen. Dem „Stern“
sagte Petry, dass sie vom Leben im Westen
enttäuscht gewesen sei. Die DDR habe sich
zu eng, die Bundesrepublik habe sich zu
beliebig angefühlt. Sie klang wie eine ver-
lorene Seele, wie eine Frau ohne Wurzeln. 

Politisch hat Petry viele Meinungswech-
sel mitgemacht. Als junge Unternehmerin
forderte sie die Frauenquote, heute ist sie
dagegen. Der Staat solle sich aus der Wirt-
schaft möglichst heraushalten, verlangt die
Chemikerin, die sich einst auch dank staat-
licher Förderung selbstständig machte. Als
Politikerin versuchte sich die vierfache
Mutter Petry zunächst über die Familien-
politik zu profilieren und erklärte Kinder-
reichtum zum deutschen Ideal. Doch seit
sie öffentlich machte, dass sie ihren Mann
zugunsten des Parteifreundes Marcus Pret-
zell verlassen hat, ist das Thema Familie
für sie tabu. So flexibel ihre Inhalte, so
hart und unerbittlich ist ihr Führungsstil.
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Gauland bei
Pegida-Demo
in Dresden

Parteisprecher
Petry, Meuthen

Petry auf dem
Parteitag
in Hannover

4./5. Juli
Essener Parteitag: Petry 
gewinnt den Machtkampf 
und wird neben Jörg 
Meuthen zur neuen Spre-
cherin gewählt; Lucke
verlässt daraufhin die AfD.

Ende Januar
Petry äußert in einem In-
terview, dass im Notfall 
ein illegaler Grenzüber-
tritt von Flüchtlingen 
durch Waffengewalt ver-
hindert werden muss.

November
In einer Rede zum Thema
Asylpolitik spricht Höcke vom

„lebensbejahenden afrika-
nischen Ausbreitungstyp“.
Die Parteispitze rügt seine
Äußerung erst nach Wochen.

28./29. November
Bundesparteitag: 
Petry fordert den Rück-
tritt Angela Merkels 
und prägt den Begriff 

„Pinocchio-Presse“.
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Februar/ Mai
Einzug in die 
Bürgerschaften 
von Hamburg 
und Bremen.
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Ende 2014
Die ostdeutschen
Landesverbände 
suchen die Nähe zur 
fremdenfeindlichen 
Pegida-Bewegung. 
Lucke lehnt dies ab.
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AfD-Demonstration in Erfurt: Alle versammeln sich gegen alles und jeden 
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Thomas Jürgewitz könnte der Nächste
sein. Halb ist er drin in der Bremer
Bürgerschaft, halb noch draußen.

Ein Gericht will im Frühjahr entscheiden,
ob der AfD-Mann zum Parlamentarier
wird. Der 56-Jährige, Beamter der Bun-
desagentur für Arbeit, darf hoffen, jenen
Platz zu erhalten, den die SPD wieder
 abgeben musste. Wahlhelfer in einem
Stimmbezirk hatten sich verzählt.

Jürgewitz wäre der 42. Landtagsabge-
ordnete der AfD. In fünf Parlamenten ist
die Partei bereits vertreten, zweimal im
Norden, dreimal im Osten (siehe Grafik).
Wenn die Wahlprognosen für Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sach-
sen-Anhalt stimmen, werden bald viele
Abgeordnete hinzukommen.

Die AfD, die so gern gegen die Institu-
tionen marschiert, ist längst darin ange-
kommen. Was aber haben die AfD-Par -
lamentarier dort, wo es sie gibt, bislang
 getrieben? Haben sie nur die anderen
Parteien genervt, das Parlament ge-
schmäht, das System ausgenutzt? Oder
tatsächlich politische Arbeit gemacht?

In Bremen sind die meisten AfD-Parla-
mentarier schon keine mehr. Vier Man-
date holte die Partei bei der Wahl im
Mai 2015, aber drei Abgeordnete verlie-
ßen die AfD schon im Sommer. Nach
dem Zerwürfnis von Parteigründer
Bernd Lucke und seiner Nachfolgerin
Frauke Petry wechselten sie zu Luckes
neuer Partei Allianz für Fortschritt und
Aufbruch (ALFA).

Der Verbliebene ist durchaus unge-
wöhnlich: Sohn eines griechischen Ein-

wanderers, Sprecher der Homosexuellen
in der Bundespartei. „Homosexuelle
können auch national-konservativ sein“,
sagt Alexander Tassis. Er sei „gegen Mul-
tikulti“, wie er sagt, und auch gegen „die
derzeitige Integrationspolitik, die Islam -
unterricht an Schulen vorsieht“. Das
 Zitat von Parteichefin Frauke Petry zu
Schusswaffen bezeichnet er als „unglück-
lich“. Und dann kommen diese Sätze,
die ein „aber“ enthalten. Es sei „aber“
auch richtig, dass „Deutschland in seiner
Souveränität gefährdet ist und daher die
Grenzen sofort schließen muss“.

Während Tassis – zumindest bis zur
Gerichtsentscheidung in der Causa Jürge-
witz – als Einzelkämpfer auftritt, gibt es
in den anderen vier Parlamenten verita-
ble Fraktionen: 14 Abgeordnete in Dres-
den, 10 in Brandenburg, jeweils 8 in
 Thüringen und Hamburg. Das sichert
Fraktionsgelder, Büros, Mitarbeiter – die
Möglichkeiten sind ganz andere. Doch
was die Abgeordneten daraus machen,
ist recht unterschiedlich.

In Thüringen regiert Fraktionschef
Björn Höcke mit harter Hand gegen
Freund und Feind. Drei Abgeordnete ha-
ben die Fraktion frustriert verlassen, an-
dere beschäftigen vor allem die Justiz.
Zeitweise ermittelte die Staatsanwalt-
schaft gegen mehrere Vorstandsmitglie-
der der Fraktion. Höcke und seine Stell-
vertreterin Wiebke Muhsal haben ihre
Immunität verloren. Die Staatsanwalt-
schaft Erfurt geht dem Verdacht des Be-
trugs nach. Muhsal soll einen Arbeitsver-
trag zurückdatiert haben, um mehr Geld

aus der Landtagskasse zu bekommen,
und davon Möbel fürs Büro gekauft ha-
ben; sie bestreitet das. Höcke soll Schein-
gehälter für einen Beschäftigten abge-
rechnet haben; er nennt die Vorwürfe
„frei erfunden“.

Kürzlich musste Fraktionsvize Ste-
phan Brandner vor dem Landgericht Er-
furt eine Schlappe in anderer Sache ein-
stecken. Ihm wurde untersagt, über die
Linken-Abgeordnete Katharina König zu
behaupten, dass diese „Sachen, Polizei-
autos und Barrikaden anbrennt“.

Mitunter fallen die Abgeordneten
auch mit parlamentarischen Anfragen
auf. Corinna Herold wollte wissen, wie
viele Homo-, Bi- und Transsexuelle in
Thüringen leben. Die Zeiten, in denen
sich Homosexuelle registrieren lassen
mussten, seien zum Glück vorbei, polter-
te die CDU. Die Linke warf der AfD vor,
Sittenpolizei zu spielen.

In Sachsen lenkte Frauke Petry ihre
Fraktion bislang ohne erkennbare Zer-
würfnisse. Selbst die Linken gestehen
der AfD zu, die parlamentarischen Ge-
pflogenheiten einzuhalten. Von gezielter
Ausgrenzung wie einst nach dem Einzug
der NPD ins Parlament keine Spur.

Den Ärger bereiten sich die Abgeord-
neten selbst. Frauke Petry und ihr Frak -
tionskollege Carsten Hütter wurden vom
Wahlprüfungsausschuss wegen Unregel-
mäßigkeiten bei der AfD-Landesliste un-
ter Eid vernommen. Die Aussagen pas-
sen zum Teil nicht zueinander, beiden
drohen Anzeigen wegen Meineid.

Die größte Aufregung gab es um Det-
lev Spangenberg. Der 71-Jährige galt als
AfD-Mann mit perfekter DDR-Opfer -
biografie. 1969 wurde er wegen eines
Fluchtversuchs inhaftiert, 1980 glückte
ihm die Flucht. Er sollte den Landtag als
Alterspräsident eröffnen, bis seine Ver-
bindungen zur rechten Szene bekannt
wurden. Im Januar kam der Verdacht
hinzu, dass Spangenberg zwischen 1964
und 1967 unter dem Decknamen „Bru-
no“ Berichte über NVA-Soldaten ver-
fasst haben soll.

In der vorigen Woche reichte es hinge-
gen nur für eine kleine Peinlichkeit: Ein
Antrag, den die AfD in den Landtag ein-
gebracht hatte, war von der Linken-
Landtagsfraktion in Mecklenburg-Vor-
pommern abgeschrieben.

Es ist das Wesen aller neuen Fraktio-
nen, dass ihr Personal kein einheitliches
Erscheinungsbild abgibt. Eine lange Par-
teikarriere, die Auffälligkeiten mildert
und Spinner aussortiert, kann es nicht
geben, nicht wenige Mitglieder haben zu-
vor ihr Glück schon in anderen Parteien
gesucht.

Dass auch die AfD ein Sammelbecken
ist, zeigt sich besonders deutlich in Bran-

41 plus x
Bundesländer AfD-Politiker sitzen in fünf Landesparlamenten.
Was treiben sie da eigentlich?
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AfD-Funktionäre Gauland, Höcke, Petry
Mit harter Hand gegen Freund und Feind



eine Frau nachfolgt. Unsere größten stra-
tegischen Partner und Konkurrenten sind
Männer und Frauen aus China, Indonesien
oder Brasilien, von fremder Konfession
und Kultur, die viel schwerer einzuschät-
zen sind, in deren Elternhäusern anders
geredet, gelesen und gedacht wurde. 

Und dann kommt eine Frau, die Bundes-
kanzlerin, und fordert diese ohnehin schon
gestresste Gruppe noch heraus, indem sie
viele ganz junge Männer aus noch einmal
ganz anderen Kulturkreisen ins Land lässt. 

Wer unsicher ist, wer sich bedroht fühlt,
glaubt, dass manchmal sogar Gewalt, alle-
mal aber Wutausbrüche gerechtfertigt sind.
Notwehr! Mit dieser Haltung arbeiten
Rechtspopulisten, das weiß oder spürt auch
Frauke Petry. In Wahrheit dämmert mut-
maßlich den meisten Bürgern, dass die Ent-
wicklungen dieser vernetzten und globalen
Welt nicht umzukehren sein werden, dass
auch Donald Trump und Wladimir Putin
gemeinsam das nicht schaffen werden. Die-
se Einsicht aber macht die Lage naturgemäß
nicht erträglicher. Denn zugleich erleben
wir eine Krise des Vertrauens in politische
und soziale Institutionen der Gegenwart,
die deshalb so umfassend ist, weil sich di-
verse Krisen der Vergangenheit hinzuad-

dieren. Das Jahrhundert begann mit den
Terroranschlägen von New York und Wa-
shington am 11. September 2001. Doch der
Westen beging im Irak oder in Guantanamo
Verbrechen, die seine moralische Überle-
genheit untergruben. Überwachungspro-
gramme spotten unseren Grundrechten. Für
diese schweren Fehler wurde noch nie ein
westlicher Entscheidungsträger zur Verant-
wortung gezogen. Das müsste in einem
rechtsstaatlichen System aber geschehen.

Auch dies ist ein Gefühl, mit dem die
Rechten arbeiten: Da stimmt etwas nicht;
es gibt keine Gerechtigkeit mehr, wenn wir
sie nicht herstellen; und dass wir sie her-
stellen, ist unser Recht. Ist nicht die ganze
Welt, wie wir sie kennen, aus den Fugen?  

Dann kam die durch die Finanzindustrie
verursachte Wirtschaftskrise. Die wurde
auf eine Weise bewältigt, die viele Bürger
unfair finden: Die Schulden wurden ver-
staatlicht, die Branche macht weiter. Die
Folgen sind bis heute spürbar: Wachstum
lahmt, die Arbeitslosigkeit ist in Südeuro-
pa höher als vor der Krise – und überall,
auch im erfolgreichen Deutschland, ist das
Vertrauen in den Staat, die Rechtspre-
chung und die Politik geschwunden. 

Der Staat, dem zu Beginn der Moderne
das Gewaltmonopol übertragen wurde, er-

Der Sächsische Landtag prüft seit eini-
gen Monaten, warum Petrys Landesvor-
stand kurz vor der Wahl einen schon auf-
gestellten Kandidaten wieder von der Lan-
desliste strich. Der Betroffene, der nun im
Landtag sitzen könnte, klagt, er sei bestraft
worden, weil er der AfD keinen Wahl-
kampfkredit gewährt habe. Petry weist das
entrüstet zurück. Doch in den Anhörungen
im Landtag widersprachen sie und ein Mit-
streiter einander mehrmals – und beide
standen unter Eid. „Wir gehen fest davon
aus, dass es Anzeigen bei der Staatsanwalt-
schaft geben wird“, schrieb Petrys Gene-
ralsekretär in einer Rundmail an die Basis.
Er sei fest davon überzeugt, dass „die An-
zeigen ins Leere laufen werden“, fügte er
hinzu. Aber „ein wenig“ werde trotzdem
„an uns haften bleiben“. Sollte Petry des
Meineids überführt werden, droht ihr eine
Mindeststrafe von einem Jahr Gefängnis.

Und auch Petrys Verhältnis zum rechten
Rand der AfD ist widersprüchlich: Zu
 Luckes Zeiten forderte sie Offenheit für
Rechtsausleger wie den Thüringer Höcke,
heute würde sie ihn gern aus der Partei
werfen. Den Auftritt mit Österreichs obers-
tem Rechtspopulisten, FPÖ-Chef Heinz-
Christian Strache, scheut sie nicht. 

Es liegt nicht nur an Petry und anderen
handelnden Figuren der AfD, und es liegt
natürlich auch nicht nur an Umfragewer-
ten, dass politische Beobachter in Berlin
und im Rest der Republik den beklemmen-
den Eindruck eines sich stetig verdüstern-
den Horizonts haben. Im Unterschied zu
früheren rechtspopulistischen deutschen
Parteien ist der Aufstieg der AfD einge-
bettet in eine europaweite Konjunktur sol-
cher Parteien und Bewegungen. In Frank-
reich nennt sich der Front National schon
offiziell „erste Partei“ im Land. 

In nahezu allen westlichen Demokratien
ist es bevorzugt eine Gruppe, die ihren
Frust und ihre Ressentiments in solchen
politischen Extremen austobt, nämlich
jene, die einst unangefochten die Welt be-
herrschte: weiße Männer in den besten
Jahren. Wer in der ersten Hälfte des ver-
gangenen Jahrhunderts geboren wurde,
lernte: Auf den entscheidenden Posten, in
allen Industrieunternehmen und in allen
Parteien, saß ein Mann im Anzug.

Man mochte ja als weißer Mann seine
Sorgen haben, musste sich in der Rangord-
nung behaupten, aber man konnte noch
seinen ärgsten Konkurrenten einigerma-
ßen einschätzen, denn der war ebenfalls
ein weißer Mann im Anzug. Klassisch war
in jenen Jahren, etwa in langen Tarifver-
handlungen, dass sich auch erbitterte Kon-
trahenten beim Gespräch über Fußball und
beim Genuss von Alkohol irgendwie ver-
ständigen konnten. Diese elementare so-
ziale Sicherheit gibt es nicht mehr. 

Der mächtigste Mann der Welt hat eine
dunkle Hautfarbe, gut möglich, dass ihm
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denburg. Elf Mandate errang die Partei
unter dem Vorsitz Alexander Gaulands
im September 2014 im Parlament, neun
der Abgeordneten hatten politische Er-
fahrung. Steffen Königer war im „Neuen
Forum“ und beim „Bund Freier Bürger“,
Rainer von Raemdonck zuerst bei der
SED, dann bei der CDU und anschlie-
ßend bei der Partei „Die Freiheit“, die
vor der AfD Euroskeptiker einsammelte.
Für Andreas Galau ist die AfD Partei
Nummer vier, nach CDU, Republikanern
und FDP. 

Anfangs fiel die Truppe vor allem
durch Zwistigkeiten, gegenseitige Ver-
dächtigungen und den Ausschluss des
Abgeordneten Stefan Hein auf. Er hatte
Informationen über die rechtslastige Ver-
gangenheit mehrerer Abgeordneter zu-
sammengetragen.

Ähnliche Verwerfungen gab es auch in
der Hamburger AfD-Fraktion. Nach dem
Bruch Luckes mit der Partei kritisierte
Fraktionschef Jörn Kruse einen Rechts-
ruck: „Das ist nicht mehr meine Partei.“
Er legte den Landesvorsitz nieder, blieb
aber Fraktionschef. Derzeit führt er die
Geschäfte aus Kalifornien, wo seine Frau
für drei Monate arbeitet.

Einzelne Fraktionsmitglieder fielen
jüngst vor allem durch fremdenfeind -
liche Äußerungen auf. Ludwig Flocken
nutzte die Vorfälle in der Silvesternacht
in Hamburg zu einem Generalangriff auf
Fremde: „Angehörige verschiedener
nach Deutschland eingedrungener Eth-
nien erniedrigen Menschen unserer west-
lichen Kultur.“

Stefan Berg, Hubert Gude, Steffen Winter
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Der Aufstieg der AfD
macht den Extremismus
salonfähig und
 polarisiert die Debatte. 
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Preissegment: ein Jeep, ein VW Touareg,
ein Porsche Cayenne. Viele Besucher müs-
sen an der Tür stehen bleiben, die Men-
schentraube reicht bis auf die Straße.

Meuthen nutzt die Chance, sich nach
den Entgleisungen seiner Parteifreundin-
nen als Repräsentant des parteieigenen
Vernunftflügels zu präsentieren. Er be-
kennt, dass er „Moslems im Freundeskreis“
habe, mit denen er „prima klarkomme“.
Die AfD, sagt er, sei „keine ausländerfeind-
liche Partei“, es gehe ihr „um einen klugen
Umgang mit Migration“. Doch zugleich
wird klar, dass er sich von Petrys Sätzen
nicht dezidiert distanzieren möchte.

So ist es typisch für Meuthen. Er zeigt
sich gern als Gegenspieler zu Rechtsausle-
gern wie Storch oder Gauland. Doch wenn
er mit verbal-radikalen Entgleisungen aus
seinem eigenen Landesverband konfron-
tiert ist, gibt er die nachsichtige Führungs-
kraft. Über den Freiburger Rechtsanwalt
Dubravko Mandic etwa, der jüngst ein Vi-
deo über Soldaten postete, die auf Zivilis-
ten hinter einem Zaun schießen (Titel:
„Grenzschutz in der Praxis“), mochte Meu-
then nichts Kritisches sagen. 

Zum Stuttgarter AfD-Stadtrat Heinrich
Fiechtner, der in einer Debatte um den Bau
von Flüchtlingsunterkünften von einem „An-
schlag auf das deutsche Volk“ sprach, fiel
ihm nichts ein. Kein Wort auch zum Partei-
freund Markus Frohnmeier, Vorsitzender der
Parteijugend „Junge Alternative“, den eine
TV-Sendung im Kontext der Kölner Silves-
tervorfälle folgendermaßen zitierte: „Meiner
Meinung nach haben Leute wie Claudia
Roth hier mittelbar mitvergewaltigt.“

Für Parteichefin Petry brechen in diesem
Gefüge vermutlich schwerere Zeiten an. Seit
sie mit ihrem Schusswaffengerede den
Scheinwerfer auf die Rechtsdrift in ihrer Par-
tei gerichtet hat, ist ihre Autorität beschä-
digt. Und schon vor zwei Wochen trafen gut
25 Parteifunktionäre aus Ost und West bei
Gera zusammen, in der Runde saßen auch
Björn Höcke und der NRW-Landeschef Mar-
tin Renner. Im Sommer hatte diese Runde
Petry noch beim Putsch gegen Lucke gehol-
fen. Jetzt lautete ihre Klage: „Wir haben ei-
nen Lucke gegen eine Lucka getauscht.“

Dass Petry vor der Bundestagswahl 2017
abgelöst wird, ist unwahrscheinlich.
„Wahrscheinlicher ist, dass man ihre Bein-
freiheit mit Vorstandsbeschlüssen ein-
engt“, sagt ein Vorstandsmitglied. Keine
Reisen oder Interviews mehr ohne Rück-
sprache, keine eigenmächtigen politischen
Aktionen mit dem Lebensgefährten Pret-
zell, dessen Seriosität viele in der AfD-
Spitze anzweifeln. Im Gegenzug soll Ba-
den-Württembergs Landeschef Meuthen,
mutmaßlich gestärkt durch einen Wahl -
erfolg in einem großen westdeutschen
 Flächenland, mehr Gewicht erhalten.

„Was wir in die Politik zurücktragen
müssen“, sagte Petry bei ihrem Auftritt in

weist sich als zu schwach, solche Krisen
noch gemäß westlichen Werten zu bewäl-
tigen. Wer diese doppelte Krise im Kopf
hat, tendiert zwar nicht automatisch nach
rechts. Aber er entwickelt gewiss keine
flammende Begeisterung für den Status
quo. Wer geht schon für die Bundeskanz-
lerin demonstrieren? Darum gehört die
Straße, darum gehören die digitalen Foren
jenen, deren Hass lodert.

Dass Beatrix von Storch das Abdriften
der AfD in die extreme Ecke stoppen will,
ist kaum zu erwarten. Die Politikerin aus
altem Adelshaus könnte langfristig noch
stärker als Petry werden, jedenfalls ist sie
eine wortgewandte rechte Ideologin. 

Die gebürtige Beatrix Herzogin von
 Oldenburg hat schon viele konservative
Schlachten gefochten. Im Jurastudium
kämpfte sie bereits für die Rückgabe der
nach dem Krieg verlorenen Landgüter im
Osten, als Berufsaktivistin lief sie mit beim
„Marsch für das Leben“ gegen Abtreibun-
gen, sammelte Kläger gegen die Europäi-
sche Zentralbank. Als EU-Abgeordnete
der AfD hat sie sich dem Kampf gegen
Gender-Mainstreaming verschrieben.

Über ihren Gatten Sven von Storch
reicht ihr Netzwerk bis zu den Exildeut-
schen nach Südchile. Dort träumt man von
den guten Zeiten unter dem letzten deut-
schen Kaiser, huldigt dem deutschen Va-
terland und gestaltet den Alltag nach christ-
lich-fundamentalistischen Vorstellungen.
Dass Beatrix von Storch bei „Anne Will“
erklärte, es gebe ja Gerüchte, wonach sich
Angela Merkel wegen der Flüchtlingskrise
bald nach Chile absetzen werde, war nicht
unbedingt als Beleidigung gemeint. Für
Storch ist Chile ein Sehnsuchtsort.

Anders als Frauke Petry ist Storch eine
eifrige Netzwerkerin. Mit ihrem Mann bau-
te sie die „Zivile Koalition“ auf, ein digi-
tales Kampagnen-Universum mit rechts-
konservativen Blogs und Mail-Verteilern,
über die das Paar seine Ideologie und Bet-
telbriefe um Spenden verbreitet. Wohin
das Geld tatsächlich fließt, kommunizieren
die Storchs weniger offensiv. 

Zu ihren Stärken gehört, zur rechten
Zeit auch einen geordneten Rückzug an-
treten zu können. Während Petry ihr
Schusswaffeninterview noch in der mor-
gendlichen Presselage am Montag hartnä-
ckig verteidigt habe, berichten Parteifreun-
de, habe Storch ohne Umschweife zugege-
ben, „Mist gebaut“ zu haben. Dabei hatte
erst Storchs Facebook-Notiz, wonach man
an der Grenze auch auf Frauen mit Kin-
dern schießen könne, die Empörung so
richtig entfacht. Sie habe Petry „doch nur
helfen wollen“, sagte sie später, es tue ihr
furchtbar leid. Der Post sei auch ein „tech-
nischer Fehler“ gewesen, sie sei auf ihrer
Computermaus „abgerutscht“.

In der Partei breitet sich ein Macht -
vakuum aus, de facto führungslos trudelt

die AfD weiter nach rechts. Dabei hat sie
jetzt beste Chancen, in die Landtage von
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt einzuziehen. 

Im Kern aber leidet die AfD an der glei-
chen Krankheit, an der auch ihre vielen
rechtspopulistischen Vorläufer der vergan-
genen Jahre laborierten. Ähnlich wie die
Republikaner oder die Hamburger Schill-
Partei verstrickt sich die AfD in Intrigen
und Flügelkämpfe. Und sie zieht jene Mi-
schung aus Karrieristen, Glücksrittern und
gescheiterten Existenzen an, die schon vie-
len politischen Bewegungen in Deutsch-
land zum Verhängnis geworden ist. 

Menschen wie André Poggenburg zum
Beispiel, Landeschef der AfD Sachsen-An-
halt und Spitzenkandidat für die Landtags-
wahl; ein Mann, der viel über Bürgernähe
und Glaubwürdigkeit spricht und den Po-
litikern etablierter Parteien vorwirft, sie
würden ohne ihre Mandate oder Partei-
posten zu Sozialfällen werden.

Das Problem des selbst ernannten „Er-
folgsunternehmers“ ist nur, dass er sich
nun nachsagen lassen muss, eine Abgeord-
netendiät als finanziellen Rettungsschirm
gut gebrauchen zu können. Der Eigentü-
mer eines Autokühler-Fachbetriebs im
sachsen-anhaltischen Burgenlandkreis kön-

ne mit einer Wahrscheinlichkeit von fast
95 Prozent seine Verpflichtungen nicht be-
dienen, warnt die Wirtschaftsauskunftei
Creditreform. „Von einer Geschäftsbezie-
hung“ werde „abgeraten“.

Doch die AfD-Anhänger stört das wenig.
Sie applaudieren ihrem Hoffnungsträger
Poggenburg auch noch, als der vergangene
Woche auf dem Magdeburger Domplatz
über die Höhen und Tiefen seines Unter-
nehmerlebens spricht und „ein gewisses
Versäumnis bei der ordnungsgemäßen
Buchhaltung“ einräumt. Wäre er eine
Bank, klagt Poggenburg, hätte der Staat
ihm wohl „eine halbe Million“ spendiert. 

Die Basis klatscht; doch andere in der
Partei sehen Poggenburg durchaus kritisch,
etwa Jörg Meuthen, AfD-Spitzenkandidat
in Baden-Württemberg und Petrys Kochef
an der Parteispitze. Der Wirtschaftsprofes-
sor war einst ein treuer Gefolgsmann Bernd
Luckes, jetzt zählt er zu denjenigen, die
aus der AfD eine Art bundesweite CSU ma-
chen möchten: national, aber nicht natio-
nalistisch, tiefschwarz, aber ohne Braunton. 

An diesem Mittwoch spricht er auf einer
Parteiveranstaltung in Kirchberg an der
Murr. Auf dem Parkplatz vor dem Gast-
haus stehen Autos aus dem gehobenen

Wer der AfD den Wind
aus den Segeln nehmen
will, muss sie mit 
Argumenten stellen.



Neue Macht
Rechtspopulistische
Parteien in Europa

NIEDERLANDE
Geert Wilders’ Partei 
für die Freiheit ist
nach Umfragen aktuell
die stärkste Kraft.

BELGIEN
Der separatistische
Vlaams Belang hat drei 
Sitze in der belgischen 
Abgeordnetenkammer.

DEUTSCHLAND
Die Alternative für
Deutschland wird bei den
kommenden Landtags-
wahlen voraussichtlich
zweistellige Ergebnisse
erzielen, auf Bundes-
ebene liegt sie in
Umfragen bei 12%.

POLEN
Die Partei Recht und
Gerechtigkeit regiert seit
November mit absoluter 
Mehrheit und stellt mit 
ersten Reformen die
Unabhängigkeit der
Justiz und die Presse-
freiheit infrage.

UNGARN
Die Fidesz unter Premier Viktor 
Orbán hat die absolute Mehr-
heit im Parlament. Die  rechts-
extreme Jobbik ist drittstärkste 
Kraft.

ITALIEN
Unter Matteo Salvini
ist die Lega Nord laut
Umfragen zur drittstärksten 
Partei geworden, im
Parlament ist sie mit
16 Abgeordneten vertreten.

DÄNEMARK
Die Dänische
Volkspartei ist
zweitstärkste
Kraft im
Parlament. 

FINNLAND
Die Finnen sind
Teil einer Mitte-
rechts-Koalition.

ÖSTERREICH
Die Freiheitliche Partei 
Österreichs wäre nach
Umfragen derzeit
stärkste Partei und 
käme auf 34 %
der Stimmen.

FRANKREICH
Der Front National punktete 
bei den Regionalwahlen mit 
rechter Rhetorik. Marine Le 
Pen könnte nach Umfragen 
sogar die nächsten
Präsidentschaftswahlen
gewinnen.

GROSS-
BRITANNIEN
Bei der Europa-
wahl 2014
wurde die UK
Independence
Party mit 27,5 %
stärkste britische
Partei.

SCHWEIZ
Im Nationalrat ist die 
Schweizerische
Volkspartei bereits seit 
1999 stärkste Kraft und
hält aktuell rund ein
Drittel der Sitze.

NORWEGEN
Die Fortschritts-
partei ist seit
2013 an der
Regierung
beteiligt.

SCHWEDEN
In Umfragen liegen
die Schweden-
demokraten derzeit
bei 18% und wären
damit drittstärkste
Partei.
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Mannheim, „ist die Bereitschaft und die
Fähigkeit, Fehler zuzugeben.“ Die AfD be-
stehe nun mal nicht aus „glatt geschliffe-
nen Politprofis“, sagt Meuthen. Da rutsche
schon mal „der eine oder andere Satz raus
von Leuten, die bis jetzt noch nie politisch
gearbeitet haben“. 

Wenn es denn so wäre. In Wahrheit zün-
deln bei der AfD auch hohe Funktionäre,
von denen man annehmen sollte, dass sie
mit Worten umgehen können. Der rhein-
land-pfälzische AfD-Landesvorsitzende
Uwe Junge ist im Hauptberuf Oberstleut-
nant der Bundeswehr. Im „Zentrum Ope-
rative Kommunikation“ im Eifelstädtchen
Mayen bildet er Agitationsexperten aus,
die über Radiosendungen oder das Internet
auf „freigegebene Zielgruppen einwirken“. 

Nach außen hin gibt sich Junge bürger-
lich-konservativ. Er sei mehr als 30 Jahre
lang CDU-Mitglied gewesen, bevor er 2009
„enttäuscht“ ausgetreten sei, schrieb er in
einer Bewerbung für einen AfD-Landes-
vorstandsposten. Unerwähnt ließ er in die-
ser Selbstdarstellung allerdings, dass er an-
schließend für einige Zeit Mitglied der is-
lamfeindlichen Partei „Die Freiheit“ war,
die unter der Beobachtung des bayerischen
Verfassungsschutzes steht. 

Der ruhige, so gar nicht nach Kasernen-
hof klingende Tonfall von Junges Reden
steht in bemerkenswerter Diskrepanz zu
ihrem mitunter brachialen Inhalt. Bei einer
Parteiveranstaltung in Bad Kreuznach Mit-
te Januar warf der Soldat seiner obersten
Dienstherrin im Verteidigungsfall, der Bun-
deskanzlerin, „Vaterlandsverrat“ vor. Die
Innenminister und Ministerpräsidenten er-
klärte er zu einer „ehrlosen Bande von
Hasenfüßen“. Und wegen ihrer Asylpoli-
tik, befand er, müssten eigentlich alle Re-
gierenden „zur Rechenschaft gezogen wer-
den“ – natürlich erst mal bei den Wahlen,
schob Junge sicherheitshalber in den Ap-
plaus seiner Anhänger nach.

Der Rechtsdrall der AfD ist in der gan-
zen Republik zu beobachten, nirgendwo
aber ist er stärker ausgeprägt als in den
neuen Bundesländern. Die Anhänger der
ostdeutschen AfD-Verbände suchen nicht
nach einer konservativen Alternative im
politischen Spektrum. Ihnen geht es um
Widerstand gegen die etablierte Politik. 

Nach den Erfolgen der AfD bei den
Landtagswahlen vor anderthalb Jahren in
Sachsen, Thüringen und Brandenburg woll-

te die Forschungsgruppe Wahlen wis-
sen, was die AfD-Anhänger von ihrer
Partei erwarten. „Eine Lösung kon-
kreter politischer Probleme“ gehöre
jedenfalls nicht dazu, das ermittelten
die Demoskopen.

Was dann? Protest! So wie montags
bei Pegida in Dresden, alle versam-

meln sich gegen alles und jeden. Die AfD,
fand die Forschungsgruppe heraus, sei im
Osten zum Sammelbecken der politisch
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und ökonomisch Enttäuschten geworden,
zu einer „Plattform ihrer Unzufriedenheit“.
Die Abteilung Empirische Sozialforschung
der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stiftung
spricht von „einer fluiden Protestmatrix“.

Diese Rolle war im Osten lange Zeit her-
vorragend mit der SED/PDS/Linkspartei
besetzt. Wer mit dem westdeutschen Par-
teiensystem fremdelte, keine Arbeit hatte,
die D-Mark oder Honecker zurückhaben
wollte, wählte die mehrfach gewendeten
Genossen. Diese Stimme änderte wenig,
das war klar, aber sie ärgerte alle anderen. 

Diese Zeiten sind vorbei, 26 Jahre nach
dem Mauerfall wird die Linke zum Esta -
blishment gezählt, die Unzufriedenen zie-
hen weiter. Die meisten Stimmen bei den
drei Ostwahlen von 2014 erhielt die AfD
von ehemaligen Linken-Wählern, weil die
neue Rechtspartei als einzige „die Proble-
me beim Namen nenne“, fand die For-
schungsgruppe heraus. In Sachsen schwenk-
ten 15000 Wähler um, in Thüringen 16000,
in Brandenburg 20000. Dort hatte Partei-

chef Gauland das Milieu der Linken gezielt
mit Briefen umworben. 

Der Dresdner Politologe Werner Patzelt
sieht in der Wählerwanderung eine Art
Systemprotest wie zu Zeiten von Hartz IV.
Hier eine Allparteienkoalition, die alles
durchpeitscht, dort eine Radikalopposition.
Einst mästete diese Stimmung die Links-
partei, heute stärkt sie Agitatoren wie den
thüringischen AfD-Chef Björn Höcke, der
den zweifelhaften Ruf genießt, sich beson-
ders weit in die Sumpflandschaft völki-
scher Ideologien vorgewagt zu haben. 

Im Westen schütteln selbst eingefleisch-
te AfD-Anhänger den Kopf, wenn Höcke
in seinen Reden den Demagogentonfall
aus der Spätphase der Weimarer Republik
imitiert oder von dem politischen Wunsch
fabuliert, das Volk „in seinen Anlagen zu
entfalten“. In den neuen Ländern aber fei-
ern sie auch seine unverstellt rassistischen
Ausführungen über den „lebensbejahen-
den afrikanischen Ausbreitungstyp“, weil
kein anderer so radikal mit den gewohnten
politischen Konventionen des Westens zu
brechen wagt.

Das ist vermutlich das Gefährlichste am
Aufstieg der AfD. Er macht den Extremis-
mus salonfähig und polarisiert die gesell-
schaftliche Debatte. Er fördert den Hass
auf Ausländer und nährt ein gesellschaftli-
ches Klima, das es legitim erscheinen lässt,
gegen vermeintliche Rechtsbrüche der Re-
gierenden Widerstand zu leisten.

Das Ergebnis ist eine Radikalisierung
des Denkens – und bei manch einem auch
des Handelns –, die nach ähnlichen Me-
chanismen funktionieren könnte wie einst-
mals bei linksextremen Bewegungen: Je
schärfer ihre intellektuellen Anführer ar-
gumentierten, desto radikaler wurden die
Proteste auf der Straße – und umgekehrt. 

Noch ist nicht entschieden, wie weit die
AfD als Ganzes nach rechts rücken wird; es
steht noch nicht einmal fest, ob sie sich an-
ders als ihre vielen Vorläufer dauerhaft im
politischen Spektrum der Republik festset-
zen kann. Darüber werden nicht zuletzt ihre

Gegner entscheiden, die etablierten Partei-
en von der Union bis zu den Grünen, die
derzeit heftig über die Frage ringen, wie sie
mit der erstarkten Rechtspartei umgehen
sollen: ignorieren, wie Unionsfraktionschef
Volker Kauder vorschlägt; Fernsehdebatten
mit der AfD verweigern, was Baden-
 Württembergs Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) versuchte; sie vom
Verfassungsschutz beobachten lassen, wie
es SPD-Chef Sigmar Gabriel fordert?

Letzteres halten derzeit nicht einmal die
Sicherheitsdienste für rechtlich möglich und
sinnvoll. Und kurz vor Wahlen nach dem
Verfassungsschutz zu rufen, lasse die AfD-
Ergebnisse womöglich noch weiter nach
oben schnellen, heißt es. Thüringens Ver-
fassungsschutzpräsident Stephan Kramer
warnt: „Bewusste Sachverhaltsfälschungen,
Hetzerei oder Polemik sind abscheulich, rei-
chen aber nicht, um die Beobachtung durch
den Verfassungsschutz zu rechtfertigen.“

Als kontraproduktiv erwies sich auch
der Versuch von Wahlkämpfern der SPD
wie der Grünen, die AfD aus TV-Runden
fernzuhalten. Das habe ausgesehen, sagt
Matthias Jung von der Forschungsgruppe
Wahlen, als wollten sich die Politiker mit
formalen Argumenten einer inhaltlichen
Diskussion entziehen.

Die jahrzehntelange Erfahrung mit
rechtspopulistischen Parteien in Deutsch-
land legt eine andere Strategie nahe: Wer
der AfD den Wind aus den Segeln nehmen
will, muss sie mit Argumenten stellen. Und
er muss Lösungen vorlegen für jenes poli-
tische Großproblem, aus dem die AfD der-
zeit ihre Kraft saugt. Gelingt es der Regie-
rung, die Zahl der Flüchtlinge zu drücken
und überzeugende Konzepte für die Inte-
gration von Migranten vorzulegen, hätte
die AfD ihr Gewinnerthema verloren. 

Flüchtlinge werden weiter kommen,
Kulturen und Religionen mischen sich,
deutsche Familien sehen anders aus als vor
40 oder 50 Jahren, das Liebesleben ist
mannigfaltig und eigensinnig – die deut-
sche Wirklichkeit wird komplizierter, und
warum auch nicht? Die meisten Menschen
kommen gut damit zurecht, unser Leben
heute ist freier, sicherer, gesünder und in
den meisten west- und ostdeutschen Städ-
ten schöner als noch vor 30 Jahren. 

Aber jene, die all das abstößt, kämpfen
mit dem Mut der Verzweiflung. Und es
wäre nicht das erste Mal, dass in Europa
der Fortschritt der Freiheit durch radikale
Minderheiten zu einem jahrelangen Um-
weg gezwungen worden wäre. 
Melanie Amann, Matthias Bartsch, Jan Friedmann, 

Nils Minkmar, Michael Sauga, Steffen Winter
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Pegida-Demonstranten in Köln: Sumpflandschaft völkischer Ideologien


